
Chemisches Verfahren der Lithiumhydroxid-Gewinnung:  

Sowohl in der als auch in der Pre-Feasibility Study beschrieben als auch in der PR-Arbeit 

gepriesen wird seit Monaten das "Alkalische Laugungsverfahren". Bei der öffentlichen 

Vorstellung der Vormachbarkeitsstudie erklärte der ZL-Geschäftsführer den ca. 100 Gästen 

ausführlich die Vorteile des neuen, innovativen Verfahrens: "Durch die Entwicklung des 

alkalischen Aufbereitungsverfahrens ist keine Zufuhr von Zuschalgstoffen in gleicher 

Menge wie die des Erzkonzentrats erforderlich. Dies vermindert erheblich die Menge der 

Reststoffe, den Energie- und Wasserverbrauch und somit auch die Menge der Emissionen." 

(Präsentation am 31.3.25 in Altenberg, Hervorhebungen im Original). 

Allerdings scheint das öffentlich propagierte Verfahren noch weit von der Praxistauglichkeit 

entfernt zu sein. Anders lässt sich kaum erklären, warum den Genehmigungsverfahren nach 

wie vor der klassische Sulfatprozess zugrundegelegt. Dies gilt jetzt offenbar auch für die 

Raumverträglichkeitsprüfung: "2.3 Aufbereitung, 2.3.1.Sulfatprozess". Zu "2.3.2 Alkalischer 

Prozess" steht hingegen kurz und knapp: "Diese Arbeiten sind zum Zeitpunkt der RVP-

Antragstellung noch nicht abgeschlossen." (Unterlage B, S. 13f). Das Datum dieser RVP-

Unterlage war der 27.05.2025, die Vormachbarkeitsstudie erschien knapp zwei Monate zuvor.  

Beide Verfahren unterscheiden sich also sehr wesentlich hinsichtlich Wasser-, Energie- und 

sonstigem Ressourcenverbrauch sowie der entstehenden Abprodukte, was auch im 

Raumordnungsverfahren nicht unberücksichtigt bleiben darf.  

In der Übersicht der nach Liebenau anzuliefernden Zusatzstoffe wird als mengenmäßig 

größter Posten "Calciumsulfat (Gips)" aufgeführt, mit 179.000 Tonnen pro Jahr (Unterlage B, 

S.17, Tabelle 2) Dabei dürfte es sich um den wichtigsten Zuschlagstoff handeln, der beim 

Sulfatverfahren erforderlich ist. Derzeit stammt der größte Teil des gehandelten Gipses aus 

Rauchgasentschwefelungsanlagen von Braunkohlenkraftwerken ("REA-Gips"). Mit dem 

geplanten Ausstieg aus der Braunkohleverstromung bis spätestens 2028 ist damit zu rechnen, 

dass diese Gips-Quelle bald versiegen wird. Stattdessen ist zu befürchten, dass massiv 

verstärkt natürliche Gipsvorkommen abgebaut werden müssen. Dies betrifft zwar 

wahrscheinlich weniger Sachsen, droht aber in Thüringen und Sachsen-Anhalt große 

ökologische (und raumordnerische!) Probleme zu verursachen (NDR, 27.8.2025: Mehr 

Gipsabbau wegen Kohleausstieg?).  

 

Die Inkonsistenz hinsichtlich der Gewinnungsverfahren spiegelt sich an verschiedenen Stellen 

in den ROV-Unterlagen: "Im Ergebnis liegt Lithium nach der Aktivierung im 

Röstprodukt als sehr gut wasserlösliches Lithiumsulfat vor." (Unterlage B, S.14). Wenige 

Seiten später steht in Tabelle 2 aber "Lithiumhydroxid-Monohydrat" als abzutransportierendes 

Produkt (Unterlage B, S.17).  In beiden Fällen handelt es sich um Gefahrenstoffe, jedoch 

teilweise unterschiedlicher Klassifizierung, die entsprechende Vorsorgemaßnahmen bei 

Transport, Lagerung und Handhabung erfordern.   

(Im Fließschema auf S. 22, Unterlage B, werden als Endprodukte des Sulfatverfahrens 

hervorgehoben: Kaliumsulfat, Calciumcarbonat, Lithiumhydroxid Monohydrat) 

 


